
Verpflichtete die Leistung freiwillig zu erbringen hat.' 
Da bereits ein rechtskräftiger Leistungsausspruch in 
Form des Konfliktkommissionsbeschlusses vorliegt, ist 
eine besondere Aufforderung des Berechtigten gegen­
über dem Verpflichteten, die Leistung zu erbringen,' 
nicht erforderlich. Es widerspricht jedoch ebensosehr 
den Grundsätzen einer ordentlichen Geschäftsführung 
der Betriebe wie den wirtschaftlichen Interessen der 
Werktätigen, wenn der aus einem Konfliktkommissions-* 
beschluß berechtigte Betrieb den verpflichteten Werk­
tätigen längere Zeit hindurch über sein Interesse an 
der Einhaltung der Leistungsverpflichtung im unklaren 
läßt. Die Betriebe sollten deshalb auf die rechtzeitige 
und angemessene Verwirklichung der Leistungsver­
pflichtung achten und die staatlichen Gerichte sie in 
geeigneter Form darauf aufmerksam machen. Eine be­
sondere Leistungsaufforderung wird insbesondere dann 
zweckmäßig sein, wenn der Berechtigte dem Verpflich­
teten ausdrücklich oder stillschweigend eine längere 
Frist für die Leistung eingeräumt hat. Die Leistungs­
aufforderung hat jedoch nur die Bedeutung einer Er­
innerung oder Ermahnung des Verpflichteten, mit der 
ihm zugleich noch eine weitere, genau bestimmte Vor­
bereitungszeit für die Erbringung der Leistung zuge­
standen werden sollte.
Die durch den Konfliktkommissionsbeschluß begründete 
Rechtsstellung des Berechtigten wird jedoch weder 
durch den Ausspruch noch durch das Fehlen einer Lei­
stungsaufforderung berührt. Der Berechtigte erleidet 
selbst dadurch keinen rechtlichen Nachteil, daß er ge­
raume Zeit seit dem Leistungsausspruch im Konflikt­
kommissionsbeschluß verstreichen ließ, ohne den Ver­
pflichteten zur Leistung aufgefordert oder die Voll­
streckbarkeitserklärung des Konfliktkommissionsbe­
schlusses beantragt zu haben. Eine Änderung der 
Rechtslage tritt für ihn erst mit Ablauf der Verjäh­
rungsfrist für rechtskräftig festgestellte Ansprüche ein, 
die aus § 218 BGB zu entnehmen ist (vgl. OG, Urteil 
vom 27. November 1964 — Za 10/64 — NJ 1965 S. 61).
5. Unklarheiten über den Inhalt der Leistungsverpflich­
tung und ihre Erfüllung erschweren die Verwirklichung 
des Konfliktkommissionsbeschlusses. Dem kann die 
Konfliktkommission begegnen, indem sie in ihrem Be­
schluß eindeutige und auf angemessene Weise erfüll­
bare Leistungsverpflichtungen ausspricht. Als Maß­
stab für ihr Vorgehen in der Beratung und bei der 
Entscheidung kann ihr der in § 32 AGO enthaltene 
Grundsatz dienen. Demgemäß sollte sie in der Bera­
tung mit den Beteiligten erörtern, in welcher Weise 
die von ihr auszusprechende Verpflichtung zu einer 
Leistung erfüllt wird, und die Erklärungen der Betei­
ligten hierzu in ihrem Beschluß als Maßnahmen zur 
Verwirklichung des Leistungsausspruchs festlegen. Das 
ist vor allem für Zahlungsverpflichtungen des Werk­
tätigen gegenüber dem Betrieb von Bedeutung. Die 
Anwendung des genannten Grundsatzes ermöglicht es 
der Konfliktkommission, in ihrem Beschluß mit Ein­
verständnis des Betriebes die Verwirklichung der Zah­
lungsverpflichtung des Werktätigen unter Berücksich­
tigung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse und etwa­
iger anderweitiger Leistungsverpflichtungen in angemes­
senen Teilbeträgen festzulegen. Es ist dann Aufgabe 
des Betriebes, die Einhaltung der Zahlungsfristen und 
Teilbeträge durch den Werktätigen zu kontrollieren 
und ihn gegebenenfalls an die Erfüllung der Zahlungs­
verpflichtung zu erinnern. Damit trägt er seinerseits 
zur Verwirklichung des Konfliktkommissionsbeschlusses 
bei, ohne daß es einer Vollstreckung bedarf. Die staat­
lichen Gerichte sollten die Konfliktkommissionen in 
stärkerem Maße auf diese Möglichkeit orientieren, um 
ihrerseits an der Erreichung des Zieles mitzuarbeiten, 
daß die Konfliktkommissionsbeschlüsse im Regelfall 
ohne Vollstreckung verwirklicht werden.

II. Inhalt und Umfang der vom Kreisgericht 
gemäß §'44 AGO vorzunehmenden Prüfung
1. Sofern die von der Konfliktkommission ausgespro­
chene Leistungsverpflichtung nicht freiwillig erfüllt 
Wird, kann der Konfliktkommissionsbeschluß gemäß 
§ 44 AGO auf Antrag des Berechtigten vom zuständigen 
Kreisgericht (Kammer für Arbeitsrechtssachen) für 
vollstreckbar erklärt werden. Das Verfahren über Voll­
streckbarkeitserklärungen erfüllt eine gewisse Schutz­
funktion. Es soll sichern, daß die Vollstreckung nur aus 
einem Beschluß zugelassen wird, der in einem ordent­
lichen und den dafür maßgebenden rechtlichen Bestim­
mungen entsprechenden Verfahren der Konfliktkom­
mission ergangen und frei von rechtlichen Mängeln ist, 
die seiner Verwirklichung entgegenstehen. Es dient 
jedoch nicht der erneuten, vollständigen Überprüfung 
und Entscheidung des bereits durch den rechtskräftigen 
Konfliktkommissionsbeschluß beendeten Arbeitsstreit­
falles. Eine solche Überprüfung kann grundsätzlich nur 
durch rechtzeitige Erhebung der Klage (Einspruch) ge­
mäß § 58 Abs. 1 Konfliktkommissionsordnung, § 21 AGO 
herbeigeführt werden.
2. Gemäß § 44 AGO hat das Kreisgericht zu prüfen, ob 
der Beschluß der Konfliktkommission unter Beachtung 
der hierfür maßgebenden rechtlichen Bestimmungen zu­
stande gekommen ist und die darin ausgesprochene 
Verpflichtung zu einer Leistung eine Vollstreckung zu­
läßt. Maßgebend für die Anwendung und Auslegung 
dieser Bestimmung und die auf ihrer Grundlage vom 
Kreisgericht (Kammer für Arbeitsrechtssachen) vorzu­
nehmende Prüfung sind der Charakter der Beratung 
vor der Konfliktkommission als eines mit allen Rechts­
garantien ausgestatteten arbeitsrechtlichen Verfahrens 
und die Bedeutung des von den Beteiligten nicht ange­
fochtenen Konfliktkommissionsbeschlusses als einer 
rechtskräftigen arbeitsrechtlichen Entscheidung.
3. Die Tatsache, daß mit dem von den Parteien nicht: 
angefochtenen Konfliktkommissionsbeschluß eine 
rechtskräftige afbeitsrechtliche Entscheidung vorliegt, 
schließt eine vollständige Überprüfung des vor der Kon­
fliktkommission beratenen und von ihr durch den Be­
schluß mit verbindlicher Wirkung für und gegen die 
Beteiligten abgeschlossenen Arbeitsstreitfalles im Ver­
fahren über den Antrag auf Vollstreckbarkeitserklärung 
aus. Der Eintritt in eine vollständige Überprüfung des 
vor der Konfliktkommission beratenen und durch ihren 
Beschluß rechtskräftig abgeschlossenen Arbeitsstreitfal­
les im Verfahren über den Antrag auf Vollstreckbar­
keitserklärung würde seinem Wesen nach eine rechtlich 
unzulässige Wiederaufnahme des Verfahrens darstellen. 
Hierzu wird auf die inhaltlich parallel laufenden Aus­
führungen in dem bereits erwähnten Urteil des Ober­
sten Gerichts vom 27. November 1964 — Za 10/64 — zur 
Anwendung des § 6 EGGBA verwiesen.
4. Aus dem Inhalt und der Zielsetzung des § 44 AGO 
ergibt sich auch, daß Einwendungen gegen den vor der 
Konfliktkommission geltend gemachten Anspruch und 
damit gegen die Richtigkeit und Berechtigung des ihm 
entsprechenden Beschlusses der Konfliktkommission 
nicht zum Gegenstand der Beratung über den Antrag 
auf Erteilung der Vollstreckbarkeitserklärung gemacht 
werden dürfen, wie das Oberste Gericht in seinem 
Urteil vom 8. November 1963 — Za 26/63 — ausgeführt 
hat.
5. Wenn § 44 Abs. 2 Satz 1 AGÖ von den Kreisgerichten 
fordert, zu prüfen, ob der Beschluß der Konfliktkom­
mission unter Beachtung der hierfür maßgebenden 
rechtlichen Bestimmungen zustande gekommen ist und 
die darin ausgesprochene Verpflichtung zu einer Lei­
stung eine Vollstreckung zuläßt, ist damit folglich nicht 
eine Überprüfung der tatsächlichen und materiellrecht­
lichen Grundlagen des Konfliktkommissionsbeschlusses
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